
 

 

Erklärung 

 

zum Arbeitsgespräch von 

Christlich-Demokratischer Arbeitnehmerschaft (CDA)     

und 

Katholischer Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) 

 

Berlin, 15. Januar 2015 

Unser Workshop hat gezeigt: Bei allen Unterschieden in der Bewertung eint uns als 
christliche Arbeitnehmerorganisationen das Anliegen, unsere sozialen Standards 
(Arbeitnehmerrechte, Schutzstandards bei Arbeitsschutz, Datenschutz etc.) zu 
sichern und für faire Handelsbedingungen weltweit einzutreten. Das Abkommen darf 
nicht zulasten der Beschäftigten gehen. 

Wir wollen, dass der Mensch im Mittelpunkt steht. Er hat eine unveräußerliche, von 
Gott verliehene Würde. Er verdient würdige Arbeit und gute Arbeitsbedingungen in 
einer Wirtschaftsordnung, die auf einem fairen Miteinander zum allseitigen Vorteil 
gründet und allen soziale Sicherheit, Mitbestimmung und demokratische Teilhabe 
sichert. In diesem Zusammenhang sehen wir auch unsere Verantwortung für die 
„Eine Welt“. Diese Überzeugungen speisen sich aus unserem christlichen 
Menschenbild. 

Mit Blick auf TTIP ergeben sich daraus für uns folgende Forderungen:  

1. Transparenz herstellen: 

Wir fordern völlige Transparenz bei Verhandlungen, Verabschiedung und 
Ratifizierung. Politik, Öffentlichkeit und Zivilgesellschaft müssen über 
Verhandlungsstand und Vertragsentwürfe debattieren können. Wir begrüßen die 
Ankündigung von Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker, offen über die 
Verhandlungen zu informieren, sowie die jüngste Veröffentlichung von 
Originaldokumenten durch die EU-Kommission. 

2. Demokratische Einbindung sichern: 

Wir fordern, dass die demokratische Einbindung von Parlamenten (Europaparlament, 
nationale Parlamente) und gesellschaftlichen Akteuren (Gewerkschaften, Verbände) 
während des gesamten Prozesses gewährleistet sein muss. 



 

 

 

3. Arbeitnehmerrechte sowie Schutz- und Sozialstandards erhalten: 

Wir fordern, dass TTIP Arbeitnehmerrechte und Datenschutz-, Produkt-, 
Umweltschutz- und Sozialstandards nicht gefährden bzw. im Zuge einer Angleichung 
auf unterster Stufe nivellieren darf. Es darf zum Beispiel keine Abstriche bei 
Möglichkeiten der Mitbestimmung und bei Arbeitsschutzregelungen geben. 
Anzustreben ist, dass jeweils der höchste Standard als verbindlich für beide Seiten 
festgelegt wird. 

4. ILO-Kernarbeitsnormen durchsetzen: 

Wir fordern, dass die USA alle acht ILO-Kernarbeitsnormen ratifizieren und etablieren 
– also beispielsweise auch die Norm zum „Vereinigungsrecht und Recht zu 
Kollektivverhandlungen“. 

5. Investitionsschutz verhindern: 

Wir lehnen die angedachten Regelungen zum Investitionsschutz (samt Investor-
Staats-Schiedsgerichtsverfahren) ab. Sie beschädigen rechtsstaatliche Prinzipien 
und schränken die demokratische Entscheidungsgewalt ein. 

6. Gestaltungsspielraum in der öffentlichen Daseinsvorsorge garantieren: 

Wir fordern, dass insbesondere der Gestaltungsspielraum der Kommunen im Bereich 
der öffentlichen Daseinsvorsorge garantiert bleibt. Die Gebietskörperschaften 
müssen bei Ausgestaltung und Organisation ihrer öffentlichen Daseinsvorsorge die 
Gestaltungshoheit behalten. 

Regina Dolores Stieler-Hinz (Bundesvorsitzende) 

Dr. Christian Bäumler (Erster stellvertretender CDA-Bundesvorsitzender) 

 

Hintergrund: 

Derzeit verhandeln EU und USA über das Freihandelsabkommen TTIP 

(Transatlantische Handels- und Investitions-Partnerschaft). CDA und KAB bewerten 

das Vorhaben insgesamt und die bisherigen Verhandlungsergebnisse sehr 

unterschiedlich. Die CDA will TTIP gestalten und sieht in einem 

Freihandelsabkommen große Chancen, beispielsweise auf fairen Wettbewerb, 

einfacheren Warenaustausch und neue Arbeitsplätze (siehe Vorstandsbeschluss 

„Wir wollen fairen Handel“, 15. November 2014). Die KAB plädiert dafür, die 

Verhandlungen abzubrechen und kein Freihandelsabkommen anzustreben: Sie 

befürchtet die Absenkung von Schutzstandards sowie die Deregulierung öffentlicher 

Dienstleistungen und Kulturgüter (siehe Beschlüsse des Bundesausschusses vom 

06. April und 26. Oktober 2014). 


